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4/89 - Mit Sonderbeilage Nordrhein-Westfalen 

Helmut Kohl und Eberhard Diepgen: 

Eine bittere Wahlniederlage 
v.acn einer eingehenden Aussprache im Präsi- 
dium und im Bundesvorstand über das Wahl- 
e.rgebnis in Berlin stellten sich der Parteivor- 
S'tzende, Bundeskanzler Helmut Kohl, und der 
j*egierende Bürgermeister von Berlin, Eberhard 
Diepgen, der Presse. Helmut Kohl: Dies ist eine 
ittere Wahlniederlage für uns, die uns zwingt, 

Jphr, sehr sorgfältig zu analysieren und aus den 
r;rgebnissen dieser Analyse Perspektiven für die 
^"kunft zu gewinnen. Eberhard Diepgen besta- 
tte den Bundeskanzler: 
Cn kann das nur von meiner Seite aus noch 

^inmal wiederholen: Es war, es ist eine bittere 
j^ederlage, die die Berliner Union erlitten hat. 

s ist eine Niederlage, die wahrscheinlich alle 
erliner Wähler unvorbereitet getroffen hat. Es 
lrd jetzt sicherlich möglich sein, eine Fülle 
°n Begründungen zu suchen für die Ergeb- 

,1Sse, es wird Spekulationen geben, und ich 
a°e das eine oder andere darüber auch schon 

Wesen. 
Richtig ist mit Sicherheit, daß zusätzliche The- 
men 
Th 

eine Reihe von kommunalpolitischen 
i   ernen, verbunden mit Ängsten in der Bevöl- 
erung, mit Ängsten auch vor Zuwanderung 
Us Ost und West nach Berlin, zu diesem 
r8ebnis geführt haben, und festzuhalten ist, 

15 wir unsere Sensibilität verstärken müssen, 
n Entwicklungen, auch kurzfristige Entwick- 
ngen, für die Politik der Union rechtzeitig 

utzbar machen zu können. 
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Eberhard Diepgen: Wir tragen 
in Berlin Verantwortung 
Wie soll es in Berlin nun weitergehen? 
Zu dieser Frage haben politische 
Beobachter und Kommentatoren schon 
am Wahlabend spekuliert. Eberhard 
Diepgen: 

Die Berliner Union steht jetzt vor einer 
neuen Herausforderung. Sie ist stärkste 
politische Kraft in Berlin, trotz dieser bit- 
teren Niederlage. Das bedeutet eine 
besondere Verantwortung für die weitere 
Entwicklung der Stadt, für die Gestaltung 
der Politik in dieser Stadt für die näch- 
sten Jahre. Wir haben dabei zu berück- 
sichtigen, daß Berlin ja nicht eine Stadt 
ist wie jede andere, sondern daß es eine 
Fülle von internationalen Verflechtungen 
gibt, die zu beachten sind, daß Fragestel- 
lungen der Kommunalpolitik immer auch 
Fragestellungen im Verhältnis zwischen 
Ost und West sind, daß es für Berlin eine 
Stabilität besonderer Art geben muß. 
Ich will hier sehr deutlich sagen, daß für 
die Union eine Zusammenarbeit mit 
Republikanern oder Alternativer Liste 
nicht in Betracht kommt. Aber: Aus mei- 
ner Verantwortung als Vorsitzender der 
Partei, die nach wie vor die stärkste Kraft 
ist, werde ich bereit sein, werde ich auch 
dazu einladen, Gespräche über die künf- 
tige Entwicklung in Berlin zu führen. 
Damit sage ich nichts über Einzelheiten 
der Form der Zusammenarbeit. 

Schaden für Berlin, 
wenn SPD und Alternative 
zusammengehen 
Aber ich will angesichts der Erörterungen 
um eine mögliche Zusammenarbeit der 
großen demokratischen Parteien in Berlin 
ein wesentliches Motiv für mich in den 

Vordergrund stellen. Ich glaube, wir 
haben als Union eine Verantwortung 
dafür, daß sich die Sozialdemokratie 
nicht — unter Berufung auf die Union — 
von ihrer Zusage entbunden fühlen darf» 
eine Zusammenarbeit, eine Koalition mrt 
der Alternativen Liste abzulehnen. Ich 
erinnere an die Aussagen des Spitzenkan- 
didaten Momper, und ich weise darauf 
hin, daß die von der Alternativen Liste 
unbeantworteten Fragen der Einordnung 
Berlins in die Bundesrepublik Deutsch- 
land, der Präsenz der Schutzmächte und 
des Verhältnisses zur Gewalt hinrei- 
chende Begründung dafür sind, für Berlin 
Schaden zu befürchten, sollten SPD und 
Alternative Liste in einem Senat zusam- 
menarbeiten. 
Eine letzte Anmerkung: Das Wahlergeb- 
nis ist gekennzeichnet durch Stärkung an 

den beiden politischen Rändern und 
gekennzeichnet durch das Auftreten der 
Republikaner. Ich gehöre nicht zu denje' 
nigen, die jetzt jedem Wähler der Repu- 
blikaner Rechtsradikalismus vorwerfen- 
Das wäre sicherlich verkehrt. Aber die 
Auseinandersetzung mit dieser Partei, o,e 

Auseinandersetzung mit den Grundten- 
denzen der Partei, die Fremdenfeindlic*1' 
keit in den Vordergrund gestellt hat, mu' 
in Zukunft erfolgen. Und ich sage noch 
einmal: Gerade die internationale Bead1' 
tung, die diese Stadt Findet, macht die 
Situation so schwierig und begründet d«e 

Bemerkung, die ich über mögliche For- 
men der Zusammenarbeit im Abgeordnß' 
tenhaus gemacht habe. Wir haben in ßef' 
lin als Union eine Verantwortung, wir 
werden uns den neuen Herausforderun- 
gen stellen, denn im Vordergrund steht 
das Wohl, das Interesse der Stadt und 
nicht Parteiüberlegungen. 
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Helmut Kohl: Wir müssen die 
notwendige Überzeugungsarbeit leisten 
^ach Eberhard Diepgen ging auch der 
Bundeskanzler noch einmal auf die 
^Sachen und Gründe ein, die dem 
Grüner Wahlergebnis nach seinem 
und dem Urteil des Bundesvorstandes 
*ugrunde liegen. Dabei betonte Hel- 
mut Kohl wie Diepgen die besondere 
/jrantwortung der Partei für das 
Wohlergehen der Stadt und lenkte den 
Bjick auf den 31. Dezember 1992, den 
antritt in den EG-Binnenmarkt, und 
*u' die Anstrengungen, die bis dahin 

pch unternommen werden müssen, um 
je Bundesrepublik Deutschland für 

^ese unmittelbar bevorstehende 
^kunft „fit" zu machen: 

Wir . « waren uns im Parteivorstand völlig 
^lni8, daß es jetzt darum geht — und 

amit unterstützen wir all das, was Eber- 
ard Diepgen gesagt hat —, die Verant- 

wortung der CDU für Berlin auch nach 
er Wahlniederlage wahrzunehmen. Ber- 

ln ist nicht irgendeine Stadt. Das Wahl- 
r8ebnis und die Entwicklung der kom- 
enden Zeit werden nicht nur national, 

°ndern international größte Beachtung 
j!nden. Die Ausstrahlungskraft von Ber- 
^ ist groß. Sie ist in den letzten Jahren 
7" nicht zuletzt durch die vorzügliche 

r°eit des Berliner Senats — gestärkt 
Worden. 

'e Tatsache, daß bei dieser Denkzettel- 
ahl — wje sje von einem Kommentator 

*enannt wurde — immerhin rund 20 Pro- 
nt der abgegebenen Stimmen in Grup- 
n rechts und links vom bisherigen 

Pektrum gegangen sind, ist ein Hinweis 
. rauf, wie genau und sorgsam wir analy- 

ren müssen, wenn wir Konsequenzen 
Qaraus ziehen wollen. 

Thema Ausländer 
Bei der Diskussion, die wir heute führten, 
war völlig klar, daß Berliner Themen und 
Bonner Themen gesehen werden müssen. 
Beides hat mit dazu beigetragen, daß wir 
in Berlin so abgeschnitten haben, wie es 
das Wahlergebnis ausweist. Es ist unüber- 
sehbar, daß in einer besonderen Weise 
das Thema Ausländer, und zwar ganz 
breit gefächert — das umfaßt Asylanten, 
ausländische Gastarbeiter, und es ist 
sogar vermischt worden mit dem Thema 
Aussiedler — eine große Rolle spielte; 
daß mit der Angst der Menschen politi- 
sche Geschäfte gemacht wurden und daß 
wir insgesamt nicht nur für Berlin, son- 
dern auch für die Bundesrepublik überle- 
gen müssen, was wir hier zu tun haben, 
wie wir dem entgegenwirken können. 
Das Thema Ausländer, Asylanten steht 
nach der Berliner Wahl mit einer neuen 
Dringlichkeit auf der Tagesordnung. Wir 
werden das auch bei unseren Gesprächen 
hier in Bonn auf der Ebene der Regie- 
rungskoalition angehen müssen. 

Wohnungsversorgung 
Das zweite, das in Berlin deutlich wurde 
und dringende Nacharbeit erforderlich 
macht, nicht nur in Berlin, sondern auch 
anderswo, ist die Frage der Wohnungs- 
versorgung. Es ist zwar zutreffend, daß 
die Bundesrepublik Deutschland heute, 
das haben auch die Ergebnisse der Volks- 
zählung gezeigt, dasjenige Land in der 
Welt ist, in dem die Wohnraumversor- 
gung, besonders gut ist; aber es ist auch 
unübersehbar, daß bei den sozial Schwä- 
cheren unserer Bevölkerung neue Pro- 
bleme auftreten. Wir werden uns diesem 
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Thema zuzuwenden haben; das betrifft 
alle Bereiche der öffentlichen Hand, das 
betrifft Bund, Länder und Gemeinden. 

Ein weiteres Thema, das in Berlin seine 
Wirkung tat, sind die Folgen der Gesund- 
heitsreform. Hier war eine gewaltige 
Demagogie unterwegs, hier besteht ein 

„Die Republikaner haben ihr poli- 
tisches Geschäft mit der Angst der 
Menschen gemacht." Helmut Kohl 

gewaltiger Aufklärungsbedarf, auch hier 
haben wir viel, viel zu leisten. 
Wiederum nicht nur typisch für Berlin, 
sondern für viele andere Universitäts- 
städte der Bundesrepublik Deutschland, 
ist die Frage: Was geschieht angesichts 
der steigenden Zahlen der Studenten an 
unseren Hochschulen? Hier sind zwar 
zuerst die Länder gefordert, aber in 
gesamtstaatlicher Verantwortung auch 
der Bund. Wir werden auch zu diesem 
Thema unsere Diskussionen zu führen 
haben. 
In Berlin ist noch eines deutlich gewor- 
den: Daß der Erfolg unserer Politik im 
Bereich von Abrüstung und Entspan- 
nung, daß die Verbesserung der Bezie- 
hungen zur DDR auch eine Veränderung 
der Atmosphäre mit sich gebracht haben. 
Viele Bürger nehmen die extreme Situa- 
tion Berlins nicht mehr wahr. Das muß 
natürlich von der Politik zur Kenntnis 
genommen werden. 

Keine Zusammenarbeit mit 
den Republikanern 
Ein kurzes Wort zum Thema Republika- 
ner: Eberhard Diepgen hat richtig gesagt 
— und das ist die verbindliche Position 
der CDU Deutschlands —, es gibt für uns 
keine Zusammenarbeit mit der Gruppe 
Republikaner, genauso wenig wie mit der 

Gruppe, die sich hinter dem Begriff der 
AL verbirgt. Aber wir müssen zur Kennt- 
nis nehmen — und das gilt vor allem für 
die Wählerschaft der Republikaner —, 
daß Abwanderungen auch aus unserem 
Bereich stattfinden. Wir müssen uns, wie 
das übrigens in der Geschichte der Bun- 
desrepublik vor Jahrzehnten schon ein- 
mal der Fall war, um diese Wähler küm- 
mern. Es ist der Auftrag an die demokra- 
tischen Parteien, Wähler aus allen Gene- 
rationen, die sich in eine extreme Rich- 
tung bewegen, wieder in das Spektrum 
der demokratischen Parteien zurückzuhO' 
len und dafür die notwendige Überzeu- 
gungsarbeit zu leisten. Das ist ein großes 
Thema für uns. Hier bleibt noch sehr, 
sehr viel zu tun. Wir müssen dafür das 
Jahr 1989 und das Jahr 1990 nutzen. 

Fit machen für die Zukunft 
Zusammenfassend will ich allerdings 
auch sagen, daß das Generalthema für 
uns bleibt: Die Bundesrepublik Deutsch- 
land fit machen für die Zukunft. 

Ich habe eben im Parteivorstand noch 
einmal darauf hingewiesen, daß wir in 
diesem Jahr innerhalb der europäischen 
Gemeinschaft unter dem Vorsitz Spa- 
niens und dann anschließend unter dern 
Vorsitz Frankreichs vor weiteren wichti- 
gen Entscheidungen stehen, daß uns 
nicht viel Zeit bleibt, weniger als 
47 Monate bis zum 31. Dezember 1992, 
und daß vieles von dem, was vom Wählef 

jetzt noch nicht verstanden, ja sogar miß' 
verstanden wird, dem großen Ziel dienen 
muß und dienen wird. Ich bin davon 
überzeugt, daß wir fähig sind, die Füh- 
rungsposition der Bundesrepublik 
Deutschland in Europa zu erhalten, aber 
die Notwendigkeit unserer Entscheidun- 
gen muß besser übergebracht werden. 
Hier haben wir ein großes Defizit, mit 
dem wir in Zukunft fertig werden müs- 
sen. 
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Die Wahl 
zum Berliner Abgeordnetenhaus 
am 29. Januar 1989 

Vorläufiges amtliches Endergebnis 

Wahlberechtigte 
Wahlbeteiligung 
Gültige Stimmen 

Abgeordnetenhaus 1989 
Stimmen % 
1532780 
1220458 (79,6) 
1200411 

Abgeordnetenhaus 1985 
Stimmen % 
1507276 
1259788 (83,6) 
1245004 

CDU 
SPD 
AL 
PDp 
&A 
SEW 

ÖDp 
*Ep 
HP 

Stimmen*)  % Stimmen*) % 
453161 37,8 577867 46,4 
448143 37,3 402875 32,4 
141470 11,8 132484 10,6 
47129  3,9 105 209 8,5 
4983  0,4 15 857 1,3 
6873  0,6 7731 0,6 
—  — 1429 0,1 

8512  0,7 163 0,0 
90140  7,5 — 

Zweitstimmen 

Mandatsverteilung 

CDU 
SPD 

£DP 
*Ep 

Abgeordnetenhaus 1989 Abgeordnetenhaus 1985 
55 (32) 69 (69) 
55 (39) 48 ( 2) 
17 (-) 15 (-) 
- (-) 12(-) 
11 (-) - (-) 

'«Kl ammern: Zahl der Direktmandate 

Sfcty 

*EP 
Hp 

rzungen: 
Alternative Liste für Demokratie und Umweltschutz 
Demokratische Allianz 
Sozialistische Einheitspartei Westberlins 
Liberale Demokraten (nur in den Wahlkreisen Wilmersdorf 1 und Steglitz 3) 
Ökologisch-Demokratische Partei 
Die Republikaner 
Humanistische Partei (nur im Wahlkreis Neukölln 3) 
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Ergebnis der Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus seit 1950 
Partei 1950 1954 1958 1963 1967 1971 1975 1979 1981 1985 1989 

~37\8 
37,3 
11,8 
3,9 
0,6 
7,5 

CDU 24,6 30,4 37,7 28,8 32,9 38,2 43,9 44,4 48,0 46,4 

SPD 44,7 44,6 52,6 61,9 56,9 50,4 42,6 42,7 38,3 32,4 

AL — — — — — — — 3,7 7,2 10,6 

FDP 23,0 12,8 3,8 7,9 7,1 8,5 7,1 8,1 5,6 8,5 
SEW — 2,7 1,9 1,4 2,0 2,3 1,8 1,1 0,6 0,6 

REP — — — — — 

Sitzverteilung im Abgeordnetenhaus 
seit 1950 
Partei 

CDU 
SPD 
AL 
FDP 
REP 

1950 1954 1958 1963 1967 1971 1975 1979 1981 1985jgj? 

47  54  69  63  65  69 {{ 
81  73  67  61  51  48 i% 

34  44  55  41 
61  64  78  89 

32  19  -  10 11  11 11 
15 
12 

127  127 133 140 137  138 147 135 132 144 1# 

Ergebnisse der letzten Landtagswahlen 
in den Bundesländern 
Land 

Berlin 
Baden-Württemberg 
Bayern 
Bremen 
Hamburg 
Hessen 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Schleswig-Holstein 
Bundestag 

') AL 
!) CSU 
>) CDU/CSU 

letzte Wahl Ergebnisse (in Prozent) 

CDU      SPD       GRÜNE    FDP 

1.1989 
3.1988 
0.1986 
9. 1987 
5.1987 
4.1987 
6. 1986 
5.1985 
5.1987 
3.1985 

8. 5. 1988 
25.   1. 1987 

29. 
20. 
12. 
13. 
17. 

5. 
15. 
12. 
17. 
10. 

37,8 
49,0 
55,82) 
23,44 
40,5 
42,1 
44,3 
36,5 
45,1 
37,3 
33,3 
44,33) 

37,3 
32,0 
27,5 
50,50 
45,0 
40,2 
42,1 
52,1 
38,8 
49,2 
54,8 
37,0 

11,8') 3,9 
7,9 5,9 
7,5 3,8 

10,22 10,01 
7,0 6,5 
9,4 7,8 
7,1 6,0 
4,6 6,0 
5,9 7,3 
2,5 10,0 
2,9 4,4 
8,3 9,1 

"1993 
,99 
l99o 
1991 
199 
1991 
l99ö 
1990 
,991 
l99 
199 
l990 
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Ergebnisse in den Wahlkreisverbänden 
Wahlkreis Diff. CDU 

1985/89 in % 
CDU SPD AL FDP REP 

!• Tiergarten 
1989 
1985 

-14,6 32,3 
46,9 

36,5 
33,5 

19,2 
16,8 

2,7 
0,0 

7,7 

2- Wedding 
1989 
1985 

-12,3 31,2 
43,5 

44,9 
39,3 

10,4 
9,9 

2,0 
4,6 

9,9 

3- Kreuzberg 
1989 
1985 

-10,8 27,0 
37,8 

34,7 
31,0 

27,6 
24,2 

1,6 
4,4 

7,1 

4- Charlottenburg 
1989 
1985 

- 8,7 36,6 
45,3 

35,5 
29,5 

15,6 
14,1 

4,8 
9,3 

5,9 

S- Spandau 
1989 
1985 

- 7,7 36,2 
43,9 

44,8 
39,8 

6,7 
6,2 

3,2 
8,3 

7,5 

6- Wilmersdorf 
1989 
1985 

- 6,4 39,9 
46,3 

33,3 
26,9 

14,1 
12,8 

5,9 
12,3 

5,5 

'• Zehlendorf 
1989 
1985 

- 4,1 45,2 
49,3 

28,6 
23,3 

12,1 
10,9 

8,1 
15,0 

4,3 

°- Schöneberg 
1989 
1985 

- 9,3 32,5 
41,8 

35,0 
29,2 

21,0 
18,8 

3,8 
7,8 

6,1 

9- Steglitz 
1989 
1985 

- 6,8 41,6 
48,4 

33,5 
28,2 

IM 
10,1 

5,5 
11,2 

6,5 

°- Tempelhof 
1989 
1985 

- 8,2 42,2 
50,4 

35,8 
31,5 

7,4 
6,4 

4,3 
9,7 

8,3 

II- Neukölln 
1989 
1985 

- 9,6 39,1 
48,7 

38,3 
34,8 

9,0 
8,2 

2,1 
6,0 

9,6 

• Reinickendorf 
1989 
1985 

- 8,8 39,5 
48,3 

39,9 
34,4 

6,6 
5,9 

3,9 
9,1 

8,5 
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Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen 

1989 1985 
o/o Mandate % Mandj^ 

Tiergarten 22 
CDU 31,1 15 45,8 

1$ 
8 SPD 35,2 17 33,0 

AL 21,9 10 18,3 
FDP 2,5 — — ^ 
REP 8,2 3 

Wedding 20 
CDU 29,0 14 41,4 21 
SPD 47,5 22 43,5 4 
AL 10,5 5 9,9 
FDP 1,7 — 2,5 ^ 
REP 9,6 4 

Kreuzberg 18 
CDU 25,8 12 38,4 15 
SPD 34,7 16 30,8 12 
AL 28,8 14 25,5 
FDP 1,4 — 2,4 ^ 
REP 7,2 3 

" 

Charlottenburg 23 
CDU 35,8 17 47,7 15 
SPD 35,8 17 30,4 1 
AL 16,5 8 14,8 ^ 
FDP 4,1 — 4,4 ^ 
REP 6,0 3 

Spandau 2l 
CDU 28,9 14 42,5 2? 
SPD 55,2 26 46,0 2 
AL 5,2 2 5,8 ^ 
FDP 2,6 — 3,5 ^ 
REP 6,7 3 

~ 

Wilmersdorf 2* 
CDU 39,5 20 50,9 12 
SPD 31,5 15 26,9 1 
AL 16,6 8 14,6 1 
FDP 5,1 — 5,5 ^ 
REP 5,7 2 — 
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1989 1985 
^___ % Mandate % Mandate 

Jehlendorf 
CDU 
SPD 
AL 
EDp 
WUBM 
REP ' 

42,8 22 54,3 27 
22,8 12 21,2 10 
9,0 
4,9 

15,2 
3,9 

4 

7 

9,0 
4,7 
9,2 

4 

4 

ScDho„eberg 

SPD 
AL 
EDp 
REP 

31,5 15 43,5 22 
34,1 16 29,5 14 
23,0 
3,2 
6,4 

11 

3 

19,3 
4,1 

9 

^eglitz 
CDU 
SPD 
AL 
FDp 
REP 

40,1 19 51,9 25 
32,8 15 28,6 13 
13,1 6 11,8 5 
5,2 
6,6 

2 
3 

5,4 2 

Jf^Pelhof 
CDU 
SPD 
AL 
EDp 
REP 

41,5 20 53,6 26 
36,2 17 32,1 16 
8,3 4 7,4 3 
3,5 
8,3 4 

4,4 
— 

SPD 
AL 

35,7 17 48,3 24 
39,3 19 36,2 17 

FDp 10,4 5 9,2 4 

REP 
2,2 

10,2 4 
3,6 

— 

^ckendorf 

SPD 
AL 

38,3 18 50,0 24 
41,6 20 36,7 18 

PDp 7,0 3 6,3 3 

REP 3,2 
8,2 4 

3,9 

Wähler gemeinschaft Unabhängiger Bürger 
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Kommentare 

Berliner Alarmsignal 
Das Ergebnis der Berlin- Wahl ist in vieler- 
lei Hinsicht eine Überraschung, ein Rätsel, 
eine Sensation. Die Folgen sind noch gar 
nicht abzusehen. Am schlimmsten, ja alar- 
mierend ist das Anwachsen der extremen 
Parteien am linken und am rechten Flügel. 
Alternative Liste und Republikaner haben 
zusammen rund 20 Prozent der Stimmen 
bekommen. Das ist noch nicht Weimar, 
aber es ist ein Alarmsignal — nicht nur für 
Berlin, sondern auchför die Politik über- 
haupt. 
Wenn sich Wähler in so großer Zahl den 
Extremen zuwenden, dann ist das ein 
unmißverständlicher Hinweis darauf, daß 
das Vertrauen in die Parteien der Mitte 
und um die Mitte herum — mit Namen 
genannt: in die CDU, die SPD und die 
FDP — drastisch gesunken ist. Das kann 
an der wachsenden Kompliziertheit der 
Politik im ausgehenden 20. Jahrhundert 
liegen. Es gibt keine einfachen Antworten 
mehr, die jedermann auf Anhieb begreift. 
Und diese Entwicklung wird weitergehen: 
Die Politik wird eher noch komplizierter 
werden. 
Rheinische Post 

Große Koalition? 
Da die große Koalition in Berlin Tradition 
hat, und da Alternative Liste wie auch die 
neu im Parlament vertretenen rechtsradi- 
kalen Republikaner für eine Regierungsbe- 
teiligung nicht in Frage kommen sollten, 
liegt es nahe, daß SPD und CDU es erneut 
mit einer großen Koalition versuchen. 
Auch wenn der Entschluß dazu beide Par- 
teien sicher eine große Überwindung 
kosten wird, sie haben keine große Aus- 
wahl. Ein rotgrünes Bündnis wäre zwar 

rechnerisch möglich, politisch aber ein 
Fiasko. 
Westdeutsche Allgemeine Zeitung 

* 

Auch Neuwahlen 
denkbar 
Es wäre völlig falsch zu meinen, die Repu' 
blikaner hätten nur Zuzug von EwiggesC'' 
gen erhalten. So viele gibt's nämlich von 
denen nicht mehr. Fett machte das Kraut 
für die Republikaner ein Protestpotentw- 
Es ist vermutlich noch größer, als die eWa 

acht Prozent für die Republikaner aussei' 
sen. Der Protest wird auch nicht nur 
gespeist von sogenannten Unterprivilegier' 
ten, Zulauf erhielten die Republikaner 
auch aus den sogenannten besseren Start' 
den. CD U, SPD und FDP haben dieses    . 
Protestpotential total unterschätzt. Gott se 
Dank ist das westliche Deutschland stab» 
genug, um auch Außenseiter zu verkraflen' 
Wer spricht heute noch von der NPD? De 

Republikanern wird es nicht anders erge- 
hen! Eine große Koalition ? Sie ist popU'ar' 
und in Krisenzeiten hat sie die Stadt 
regiert. Aber eine Krise ist in Berlin heute 
nicht zu meistern, im Gegenteil. Bliebe e"1 

Tolerierung einer der großen Parteien 
durch die andere. Dann wären Neuwahl 
in absehbarer Zeit fällig. Möglich ist dds- 
Es bleibt in Berlin hochspannend. 
Deutsches Fernsehen 

Richtigstellung 
Wir sind inzwischen von verschiede- 
nen Seiten darauf aufmerksam 
gemacht worden: Der Normalbürger 
verbraucht 125 Liter Wasser natürlich 
nicht während eines Jahres, wie es irf' 
tümlich auf Seite 5 im grünen Teil dw 
UiD-Ausgabe 2/89 heißt, er ver- 
braucht die 125 Liter Wasser täglich- 
Die Redaktion 
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Bundesstiftung „Mutter und Kind" 

Nordrhein-Westfalen sabotiert die Hilfe 
*m Rahmen seiner Arbeit im Ausschuß 
ftir Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit sowie in seiner Wahlkreis- 
j*rbeit in Leverkusen und im Erftkreis 
«at Jürgen Rüttgers zahlreiche Aktivi- 
sten im Rahmen der Aktion „Kleine 
Hände" der CDU gestartet. So 
gesuchte er unter anderem verschie- 
dene Beratungsstellen für Schwanger- 
schaftskonflikte und diskutierte dort 
Jfi't den zuständigen Beraterinnen. Im 
Rahmen dieser Besuche wurde er auf 
d|e Mißstände aufmerksam und 
Sandte sich mit den gesammelten 
Informationen an Generalsekretär 
Heiner Geißler. — Auf einer Presse- 
konferenz mit dem Caritasverband für 
"'e Erzdiözese Köln erklären General- 
sekretär Heiner Geißler und der 
J-Ö U-Bundestagsabgeordnete Jürgen 
Kuttgers: 

^eit 1984 stehen über die Bundesstiftung 
»Mutter und Kind — Schutz des ungebo- 
renen Lebens" finanzielle Mittel bereit, 
m,t denen schwangeren Frauen in Notla- 
gen rasch und unbürokratisch geholfen 

erden kann. Keine Frau soll allein des- 
wegen, weil sie ein Kind bekommt, in 
e'ne soziale Notlage geraten und deshalb 
n Erwägung ziehen, eine Schwänger- 
est abbrechen zu lassen. Bis Ende 

J|87 konnten insgesamt 275 Millionen 
Mark an Bundesmitteln vergeben wer- 
^en- In den CDU-geführten Bundeslän- 

ern stehen zusätzliche Mittel aus Lan- 
esstiftungen zur Verfügung, 

s Gründen, die niemand nachvollziehen 
**nn, lehnt die SPD die Bundesstiftung 

enso ab wie die Einrichtung landeseige- 
** Stiftungen. Frauen in Not haben in 

SPD- fegierten Ländern deutlich weniger 

Chancen, für ihre Probleme Hilfe zu fin- 
den. 
Niemand kann leugnen, daß es für die 
Stiftung „Mutter und Kind" einen echten 
Bedarf gibt: Alleine in Nordrhein-West- 
falen stieg die Zahl der bewilligten 
Anträge auf Mittel der Bundesstiftung 
von 2.600 auf inzwischen 24.100; das ent- 
spricht einer Steigerung um das Zehnfa- 
che! 
So offenkundig der Bedarf an kompeten- 
ter Beratung und finanzieller Hilfe ist, so 
unerklärlich ist die Politik der nordrhein- 
westfälischen Landesregierung: Das 
Land fördert im wesentlichen nur die 
Beratungsstellen der Arbeiterwohlfahrt 
und von Pro Familia. Beide Organisatio- 
nen lehnen es kategorisch ab, die Mittel 
der Bundesstiftung in ihre Beratungstätig- 
keit einzubeziehen. 

Unhaltbare Situation 
in NRW 
So können sich hilfesuchende Frauen, die 
Mittel aus der Bundesstiftung beantragen 
wollen, nur an die konfessionellen und — 
soweit sie bestehen — an kommunale 
Beratungsstellen wenden. Sie sind es, die 
fast ausschließlich den um das Zehnfache 
angestiegenen Beratungsbedarf auffan- 
gen müssen, ohne dabei vom Land 
direkte Fördermittel erhalten zu können. 

Inzwischen ist in Nordrhein-Westfalen 
eine unhaltbare Situation eingetreten: 
• Beratungsstellen, die keine Indikatio- 
nen für einen Schwangerschaftsabbruch 
stellen, wohl aber finanzielle Mittel ver- 
geben, die die Fortsetzung einer Schwan- 
gerschaft erleichtern, erhalten vom Land 
keine direkten Fördermittel. 
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• Beratungsstellen, in denen von Ärzten 
zwar Indikationen für den Abbruch einer 
Schwangerschaft ausgestellt, aber keine 
finanziellen Hilfen der Bundesstiftung 
vermittelt werden, erhalten aus dem Lan- 
deshaushalt Unterstützung. 

• Inzwischen liegt ein Entwurf der SPD- 
Landesregierung für eine Förderung von 
Beratungsstellen vor, der aber eine 
Gleichstellung aller Beratungsstellen 
nicht vorsieht. Denn Beratungsstellen, die 
keinen Arzt beschäftigen, der Indikatio- 
nen stellt, sollen nach diesem Entwurf in 
Zukunft nur einen Personalkostenzu- 
schuß von 50 Prozent für eine Berater- 
stelle erhalten, während die anderen 
Beratungsstellen mit indizierendem Arzt 
eine Förderung von 80 Prozent für 
1 Vi Stellen erhalten sollen. 
Diese ungleichgewichtige Förderung von 
Arbeiterwohlfahrt und Pro Familia 
erfolgt bewußt und gezielt. In einer vom 
Vorstand der SPD herausgegebenen Bro- 
schüre heißt es: „Konfessionelle Bera- 
tungsstellen arbeiten eher auf das Ziel 
hin, eine Schwangerschaft fortzusetzen, 
als solche von Pro Familia und Arbeiter- 
wohlfahrt." 

Für Frauen in Not hat 
Rau kein Geld 
Wenn Nordrhein-Westfalen diese beiden 
Organisationen schwerpunktmäßig för- 
dert, dann wird in diesem Bundesland 
schwerpunktmäßig der Schwanger- 
schaftsabbruch begünstigt. Für Frauen in 
Not, die Hilfe für ihr ungeborenes Kind 
suchen, hat Ministerpräsident Rau dage- 
gen kein Geld. Er scheint nicht zu wissen, 
wie es in den Beratungsstellen seines 
Landes zugeht: 

• Das Gesundheitsamt der Stadt Köln 
hatte bereits im April 1988 alle Mittel 
ausgegeben, weil der Bedarf sehr hoch 
war. Unbürokratisch wurden weitere Gel- 

„Die Haltung der nordrhein-westfä- 
lischen Regierung und der SPD- 
Landtagsmehrheit der Bundesstif- 
tung Mutter und Kind sowie den 
kirchlichen Schwangeren-Bera- 
tungsstellen gegenüber ist ein 
sozialpolitischer Skandal ersten 
Ranges." 
Generalsekretär Heiner Geißler 

der aus Bundesmitteln zur Verfügung 
gestellt. 
• Eine Beratungsinstitution in Köln 
konnte von Oktober 1987 bis zum Ende 
des Jahres wegen Überlastung keine 
neuen Beratungstermine zur Vergabe der 
Bundesstiftungsmittel mehr vergeben. In 
1988 erging es dieser Beratungsinstitution 
ähnlich wie dem SKF: 

• Beim Sozialdienst Katholischer 
Frauen in Köln konnten im vergangenen 
Jahr zur Vergabe der Stiftungsmittel 
wegen Personalüberlastung monatlich b,s 

zu 349 schwangere Frauen, die in wirt- 
schaftlicher Not waren, keinen Bera- 
tungstermin mehr erhalten. 

Wir fordern Ministerpräsident Johannes 
Rau auf, diesen offensichtlich ideolo- 
gisch motivierten Skandal zu beenden. 
Die Zahlen belegen, daß durch die Hitfefl 

der Bundesstiftung Frauen in Not offen- 
kundig gezielt geholfen werden kann. P,e 

Förderpolitik der Landesregierung gegen* 
über den Beratungsstellen, die diese HH* 
fen vermitteln, ist in eklatanter Weise 
gegen die Interessen von Frauen gerich- 
tet. 
Erforderlich ist vor allem die sofortige 
Einbeziehung auch kirchlicher Bera- 
tungsstellen in die direkte Förderung aus 
Landesmitteln ohne die sachfremde Auf- 
lage, einen Arzt zu beschäftigen, der au^n 
Indikationen stellt. Sachgerecht wäre vor 
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aUem die Auflage, daß Landesmittel nur 
dort zum Einsatz kommen dürfen, wo 
*Jjch die Mittel der Stiftung „Mutter und 
KJnd" in die Beratung einbezogen wer- 
den. Darüber hinaus muß Ministerpräsi- 
dent Rau erklären, warum er es ablehnt, 
e|ne Landesstiftung für Frauen in Not 
anzurichten. 

Aktion „Ja zum Leben" 
&ie CDU Nordrhein-Westfalen unter 
•nrem Vorsitzenden Norbert Blüm hat 
^U einem Jahr mit der landesweiten 
pktion „Ja zum Leben" eine intensive 
Überzeugungsarbeit zum Schutz ungebo- 
rener Kinder geleistet. In jedem Kreisver- 
band der NRW-CDU steht inzwischen 
jjn Ansprechpartner zur Verfügung, der 

rauen und Männern, die von einem 
£chwangerschaftskonflikt betroffen sind, 
Konkrete Hilfen unbürokratisch anbieten 
ann. Daß dieses Angebot inzwischen in 
Verwartet hohem Maß angenommen 

JJrd, beweist, daß die Landesregierung 
llr«d für die Probleme der Bürger ist. 

Entlastung der 
Hochschulen? 
"Lamentieren hilft nicht weiter, schon 
8<*r nicht das Lamentieren darüber, daß 
v'ele junge Leute Abitur machen und 
a"n studieren und daß sie nicht mehr 

^Hfdie Hauptschule gehen und sich 
erufspraktischen Tätigkeiten zuwenden, 

z^al viele der Lamentierenden in der 
lslcussion nach dem Motto vorgehen 

P    zitiere unseren und meinen alten 
reund Werner Remmers): Auf die 
°chschule gehören nur die begabtesten 

~~ und meine eigenen Kinder." 
"s der Ansprache des rheinland-pfälzi- 
"Jfn Kultusministers, Georg Gölter, 

AJäßlich der Übernahme der Präsident- 
aft der Kultusministerkonferenz 

Verkehrte Welt 
Die Grünen haben einen alten politi- 
schen Hut wiederentdeckt: Polizisten 
sollen Namensschildertragen. Man 
muß sich einmal vor Augen führen: 
Diejenigen, denen Gewaltdemonstran- 
ten nicht vermummt genug herumlau- 
fen können, fordern die namentliche 
Kennzeichnung derjenigen, die die 
Friedlichkeit einer Demonstration 
sicherstellen wollen. 

Paragraph 218 StGB 

Was der stern mutig nennt... 
In der jüngsten Ausgabe des stern wie- 
derholen bekannte Politiker und Pro- 
minente, darunter führende Repräsen- 
tanten der SPD, auch Mitglieder des 
Deutschen Bundestages, das aufsehen- 
erregende Bekenntnis aus dem Jahr 
1971: „Wir haben abgetrieben". Pro- 
minente SPD-Abgeordnete rühmen 
sich einer Beteiligung an Abtreibun- 
gen. 

Zu dieser Unterschriftenaktion gegen den 
geltenden § 218 StGB erklärt die stellver- 
tretende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Roswitha Verhüls- 
donk: Was der stern „mutig" nennt, das 
nenne ich menschenverachtend. Es ist 
kaum zu begreifen, mit wieviel Anma- 
ßung sich Menschen zum Herrn über 
Leben und Tod aufspielen; darunter zahl- 
reiche Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens, die mit der gleichen Vehemenz 
für das Lebensrecht jedes Robbenbabys 
oder jeder kleinen Katze eintreten. Daß 
sich auch noch Mitglieder der SPD-Bun- 
destagsfraktion für eine solche Kam- 
pagne hergeben, zeigt wieder einmal, wie 
es die SPD mit dem Schutz des ungebore- 
nen Lebens hält. 
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Deutsch-Französisches 
Jugendwerk 

Gert Hammer 
neuer Generalsekretär 
In Anwesenheit ihres französischen 
Amtskollegen Roger Bambuck hat 
Bundesjugendministerin Ursula Lehr 
den bisherigen Generalsekretär des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks, 
Daniel Groskolas, verabschiedet und 
den neuen Generalsekretär, Gert 
Hammer, sowie dessen Stellvertreter, 
Jean-Claude Routier, ins Amt einge- 
führt. 

Bei dieser Gelegenheit zog die Ministerin 
Bilanz: In über 6.000 Programmen haben 
seit dem 5. Juli 1963 ca. 150.000 französi- 
sche und deutsche Schüler, Studenten 
und junge Berufstätige gemeinsame 
Erfahrungen gemacht und Einblicke in 
die Lebensweise des Partnerlandes 
gewonnen. 
Ursula Lehr: „Das Deutsch-Französische 
Jugendwerk hat mit seinem eigenständi- 
gen Profil und dem von ihm geschaffenen 
Netz vielfältiger institutioneller Verbin- 
dungen zwischen Jugendverbänden und 
Fachorganisationen, Schulen und Hoch- 
schulen, Kommunen und Regionen, 
Handwerkskammern und Betrieben eine 
unverzichtbare Rolle gespielt und wird 
dies auch in Zukunft nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund des gemeinsamen Euro- 
päischen Binnenmarktes ab 1993 spie- 
len." 

Gert Hammer war, bevor er 1984 stellver- 
tretender Generalsekretär des Deutsch- 
Französischen Jugendwerkes wurde, Abtei- 
lungsleiter Innenpolitik in der CD U-Bun- 
desgeschäftsstelle. 

Bundesgerichtshof 

Ehrenschutz für 
Soldaten bekräftigt 
Der erste Strafsenat des Bundesge- 
richtshofs (BGH) in Karlsruhe hat 
entschieden: Wegen Beleidigung 
macht sich strafbar, wer Bundeswehr- 
soldaten als Mörder bezeichnet. Der- 
artige Vergleiche sind durch das 
Grundrecht der Meinungsfreiheit nicht 
gedeckt und überschreiten die Grenze" 
des Ehrenschutzes. 
Friedrich-Adolf Jahn, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister der 
Justiz, erklärte dazu: Ich begrüße die Er»1' 
scheidüng des Bundesgerichtshofs zur 
Schmähkritik gegen Soldaten. Sie stellt 

„Unsere Soldaten stehen auch für 
die Freiheit derjenigen ein, die die 
Bundeswehr kritisieren." 

die Ehre unserer Soldaten wieder her und 
unterstreicht die rechtliche und ethische 
Legitimation der Bundeswehr. Es wäre 
unerträglich, wenn man die Angehörige11 

der Bundeswehr ungestraft mit Henkern 
oder Mördern vergleichen dürfte. 
Unsere Soldaten sind dazu verpflichtet, 
für die rechtsstaatliche Ordnung unseres 
Staates einzutreten und sie notfalls unter 
Einsatz ihres Lebens zu verteidigen. Sie 
sind damit Garanten der Meinungsfrei- 
heit jedes einzelnen. Sie stehen somit 
auch für die Freiheit derjenigen ein, die 
gegenüber der Bundeswehr kritisch eing 
stellt sind und ihre Kritik nach außen in1 

Rahmen der Gesetze artikulieren. 
Ich gehe davon aus, daß dieses Urteil 
Folgewirkung für die noch anhängigen 
Strafverfahren hat, in denen vergleich- 
bare Ehrabschneidungen zur Entschei- 
dung anstehen. 
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Rita Süssmuth: Das Parlament ist 
eine offene Werkstatt der Demokratie 
jJch verstehe das Parlament als eine 
Werkstatt, in der Demokratie nicht 
*ie auf einer Schaubühne präsentiert, 
?JJndern miteinander erarbeitet wird." 
***t diesen Worten begann Rita Süss- 
"juth ihre viel beachtete Antrittsrede 
's Bundestagspräsidentin vor den 

^geordneten des Deutschen Bundes- 
ages. Und am Ende ihrer Rede wie- 

derholte sie das Bild von der Werk- 
et, das von allen Berichterstattern 
•"gegriffen wurde, und malte es 
tailliert weiter aus: 
er>n ich mein Parlamentsverständnis 

, Reitend in den Gegensatz von Schau- 
me und Werkstatt gefaßt habe, so 

föchte ich auch mit dem Bild vom Parla- 
s ent als einer Werkstatt der Demokratie 
fließen. Ich stelle mir dabei eine offene 

erkstatt vor, in die die Menschen hin- 

»öas Wort von der Werkstatt, dar- 
über waren sich die Beobachter einig, 
^tgute Chancen, in den politischen 
sPrachschatz einzugehen." 
Kölnische Rundschau, 20.1.1989 

nsehen können, in der deutlich wird, 
^ ran gerade gearbeitet wird und aus 
irid   Cn Gründen- Es ist eine Werkstatt, 
ünt Cr an Verscniedenen Plätzen und mit 
be 

erscmedlichen Aufgaben an densel- 
AM . .^stücken miteinander gearbeitet 
Wird, 
Würfi 

]n der mit Kreativität neue Ent- 
e entstehen wie auch mit fachmänni- 

w ®r Routine Reparaturen durchgeführt 
^ r<3en, eine Werkstatt also, an die sich 
ge!^

schen mit Anfragen und Aufträgen 
hah 6 Wenden' we*' sie zu mr Vertrauen 

en. Vielleicht haben wir uns in der 

Vergangenheit doch ein wenig zu sehr 
dem effizienten, durchrationalisierten 
Großbetrieb mit Serienfertigung, Schicht- 
betrieb und Stechuhr genähert, einem 
Betrieb, dessen Leistung man zwar 
respektiert, zu dem man sich aber nicht 
unbedingt hingezogen fühlt. 
Wenn wir alle miteinander in diesem 
Sinne stärker parlamentarische Mittel- 
standsförderung betreiben, ist mir um das 
Ansehen dieses Hauses nicht bange. 

Neue Kindergeld- 
Broschüre vorgestellt 
Kindergeld erhalten heute rund 7,5 
Millionen Familien mit 12,4 Millionen 
Kindern. Auf diese verteilt sich ein 
Kindergeld in Höhe von insgesamt 
rund 14 Milliarden DM. Das Kinder- 
geld ist damit vom finanziellen Volu- 
men her die wichtigste staatliche Lei- 
stung für Familien. 
In dem jetzt gemeinsam von der Bun- 
desministerin für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit und der Bun- 
desanstalt für Arbeit herausgegebenen 
Heft „Das Kindergeld" werden die 
wichtigsten Einzelheiten des geltenden 
Kindergeldrechts leicht verständlich 
dargestellt. Es soll Familien einen 
Überblick über ihre Ansprüche geben. 
Dieses Informationsheft 
ist im Bundesministerium für 
Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit oder 
beim zuständigen Arbeitsamt 
kostenlos erhältlich. 
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Aus dem Jahreswirtschaftsbericht 1989: 

Mit Sozialer Marktwirtschaft den 
europäischen Binnenmarkt vollenden 
Auch weiterhin sieht es die Bundesre- 
gierung als zentrale Aufgabe der Wirt- 
schaftspolitik an, für gute Angebots- 
bedingungen zu sorgen. Vor allem 
kommt es darauf an, sich auf die 
Grundsätze der Sozialen Marktwirt- 
schaft zu besinnen, verläßliche und 
widerspruchsfreie Rahmenbedingun- 
gen zu setzen, den Wettbewerb zu 
sichern und bürokratische Hemmnisse 
abzubauen. 

Die Chancen des europäischen Binnen- 
marktes können nur dann in vollem 
Maße wirksam werden, wenn sowohl die 
Wirtschaftspolitik als auch Unternehmen, 
Sozialpartner und Verbraucher auf die 
neuen Gegebenheiten aktiv und flexibel 
reagieren und sich auf die Dimension 
eines Binnenmarktes von 320 Millionen 
Bürgern einstellen. In diesem Zusammen- 
hang wendet sich die Bundesregierung 
gegen Tendenzen zu bürokratischen 
Überregulierungen. Vielmehr bleibt der 
Wettbewerb der beste Koordinator der 
Vielfalt in Europa. Deshalb betrachtet die 
Bundesregierung eine wettbewerbliche 
Ordnungspolitik als eines der wesentli- 
chen Elemente des gemeinsamen Binnen- 
marktes. 
Die Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung wird die Rahmenbedingungen für 
ein dynamisches Wachstum bei Stabilität 
weiter verbessern; denn dies ist das wir- 
kungsvollste Mittel, die Stellung der deut- 
schen Wirtschaft in einem offenen, euro- 
päischen Wettbewerb zu stärken. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die deutsche Wirtschaft gut gerüstet in 
den großen Binnenmarkt geht. Dazu tra- 

gen vor allem die gut entwickelte Infra- 
struktur, das hohe Ausbildungsniveau 
und der Bildungsstand der Bürger sowie 
unser offenes und freies Gesellschaftssy- 
stem bei. Sozialer Frieden, ein hoher 
sozialer Konsens und soziale Stabilität 
sind weitere Stärken der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Abgaben verringern 
Die Bandesregierung sieht jedoch auch, 
daß es mehr Innovationen und mehr Inve- 
stitionen zur Schaffung von Arbeitsplätze0 

auf Dauer nur geben kann, wenn die Abg*' 
ben spürbar verringert werden. Insbeson- 
dere die Steuerpolitik der nächsten Jahre 
steht vor der Herausforderung, durch o,e 

weitere Stärkung der Investitions- und 
Innovationskraft der Unternehmen die 
Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität 
des Produktionsstandortes Bundesrepu- 
blik Deutschland auch in den 90er Jahre«1 

zu sichern und die Basis für höhere 
Beschäftigung zu verbreitern. Die Steuer* 
politische Entwicklung bei wichtigen 
Handelspartnern kann dabei nicht unbe- 
achtet bleiben, weil die Bundesrepublik 
Deutschland im Wettbewerb der Steuer- 
systeme bestehen muß. Unsere wichtig- 
sten Handelspartner haben in den letzte11 

Jahren teilweise recht umfangreiche 
steuerliche Entlastungen für ihre Unter- 
nehmen vorgenommen. 
Die deutsche Steuerpolitik muß infolge" 
dessen dazu beitragen, daß unsere Unte 
nehmen mit ihren Arbeitsplätzen in die- 
sem Wettbewerb bestehen und die durcn 
den gemeinsamen Markt gebotenen 
Chancen voll nutzen können. 
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Hans Katzer wurde 70 

Helmut Kohl würdigte 
den engagierten 
^ozialpoBtiker 
r*3ns Katzer, ehemaliger Bundesar- 
°e>tsminister und CDA-Vorsitzender, 
loUl? am Diensta8» dem 31. Januar 
•*9 im Mittelpunkt zahlreicher 
^nrungen. Anlaß war sein 
"• Geburtstag. CDU und CDA hatten 

^u *lne»n Empfang ins Adam-Steger- 
d
a,d-Haus in Königswinter eingela- 

b 
er Parteivorsitzende Helmut Kohl 

^grüßte unter den zahlreich erschiene- 
®n Ehrengästen u. a. Rita Süssmuth, die 

UndSventin deS Deutschen Bundestages, 
de        rl Carstens, den ehemaligen Bun- 
sehPräsidenten- He,mut Kohl würdigte in 
jJJr Persönlichen Worten die Verdienste 
(je Jfrs' die dieser sich um den Aufbau 
be        ^ unc* der Sozialausschüsse 
er^°nders in den Nachkriegsjahren 
f^worben habe. Er dankte dem Jubilar 
für Se!n soz«ales Engagement, aber auch 
^^ne mannigfachen Bemühungen um 

^gitsplätze 

^W gibt wieder 
§ömal ein schlechtes 
J^ispiel 
^ 3>1 Prozent hat die SPD-Landesregie- 
^. g von Nordrhein-Westfalen unter 
3a 

,sterPräsident Rau ihre Ausgaben für 
gert

I^'est'tionen in diesem Jahr verrin- 
W   .a8egen steigen 1989 die investiven 
maß       n aller Bundesländer für Bau- 
und J!ahlnen auf über 7,8 Milliarden DM 
Jahre

le^en damit deutlich über dem Vor- 
sniveau. Im einzelnen hat Hessen 

die deutsche Wiedervereinigung. Kohl 
erwähnte hier die Verdienste von Jakob 
Kaiser, denen sich Hans Katzer in beson- 
derer Weise verpflichtet fühlt. 

seine Bauinvestitionen um 11,3 Prozent 
gesteigert, Bayern um 7,2 Prozent und 
Baden-Württemberg um 6,9 Prozent. 
Nordrhein-Westfalen gibt wieder einmal 
ein schlechtes Beispiel: Die Landesregie- 
rung redet immer wieder von neuen 
Arbeitsplätzen, in der täglichen Praxis 
gefährdet sie dann aber die vorhandenen 
Arbeitsplätze, weil sie das notwendige 
Geld für andere Zwecke verwendet. 
Dabei hat die CDU/CSU-FDP-Bundes- 
regierung unter Helmut Kohl durch das 
Strukturhilfegesetz gerade NRW beson- 
ders geholfen. 750 Mio. DM stellt der 
Bund jährlich in den nächsten 10 Jahren 
dem Land NRW zur Verfügung. 
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Die Baumeister-Medaille       Die Kanzler-Medaille 

Symbol für den Wiederaufbau. Gewidmet den „Baumeistern" der 
Bundesrepublik Deutschland, Konrad Adenauer, Ludwig Erhard, 
Kurt-Georg Kiesinger und Helmut Kohl. Zur Erinnerung an 40 
Jahre Deutsche Mark und an das 40-jährige Bestehen der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1989. 

In spiegelglanzgeprägtem Feinsilber 999, 40mm Durchmesser, 
ca. 26 Gramm, einschließlich Etui und Mehrwertsteuer, zuzüglich 
Versandkosten, DM 80,-. 

In Bronze, patiniert und anlaufgeschützt, im passenden Etui, 
inclusive Mehrwertsteuer in der Ausführung 40 mm Durchmesser 
DM 16,50, in der Ausführung 50 mm Durchmesser DM 19,80, 
jeweils zuzüglich Versandkosten. 

mit den Portraits von Helmut Kohl auf der einen und Kon' 
Adenauer auf der anderen Seite in Feinsilber 999, ca. 26 Grarnrn- 
40 mm Durchmesser, oxydiert, handpatiniert und anlaU;L_ 
schützt, im Etui, zum Preis von DM 98,80 einschließlich Men 
wertsteuer, zuzüglich Versandkosten. 
In Bronze, geprägt aus einem 3 mm starken MessingrohljnJ' 
handpatiniert, anlaufgeschützt, 50 mm Durchmesser, im E'1 

inclusive Mehrwertsteuer DM 19,80, zuzüglich Versandkosten- 

Als Geschenk zu vielen Anlässen, 
zum Sammeln, zur Ehrung von Jubilaren und Mitgliedern- 

Ihre Bestellung richten Sie bitte an: 

Bonner Werbe GmbH, 
Abt. Vertrieb, 
Konrad-Adenauer-Haus, 

Postfach 2449, 
5300 Bonn 1, 
Telefon 02 28-54 42 51. 

Hiermit bestelle ich: 
..„  Ex Baumeister-Medaille in Silber 

ä DM 80,- 
Ex Baumeister-Medaille in Bronze 

40 mm 0 ä DM 16,50 
Ex Baumeister-Medaille in Bronze 

50 mm 0 ä DM 19,80 
  Ex Kanzler-Medaille in Silber 

ä DM 98.80 
  Ex Kanzler-Medaille in Bronze 

ä DM 19,80 

alle Medaillen einschließlich Elui. 
Preise inclusive Mehrwertsteuer 
sandkosten 

• Ich bezahle nach Erhalt der Rechnung 

• Den Gesamtpreis können Sie einschließlich 
der Versandkosten von meinem unten angegebe- 
nen Konto abbuchen. Der Bankbeleg ist gleichzei- 
tig mein Rechnungsbeleg. 

Name, Vorname 

Straße 

PLZ.Ort 

uglich Ver-      Bank 

Kontonummer 

Unterschrift 

TERMINE 
12. 

9.2. 

10.2. 

KPV-Bund 
Kommission „Innerdeutsche Städte- 
partnerschaften", Bonn 
L V Braunschweig 
Landesvorstand, Braunschweig 
KPV-Bund 
Fachausschuß „Europa u. Intern. 
Fragen", Bonn 

10./1I. 2. EAK-Bund 
Akademietagung „ Wieviel Ordnung 
braucht der Mensch ?", Mülheim/Ev. 
Akademie 

10./12. 2. CDA Bundesvorstand 
Junge Arbeitnehmerschaft, Königs- 
winter 

10./12. 2. EAK-Bund 
Akademietagung „ Was heißt 
sozial?", Speyer/Ev. Akademie 

11.2. LV Schleswig-Holstein 
Landesausschuß, Bad Segeberg 

13.2. CDU-Präsidium 
Sitzung, Bonn 

13.2. CDU-Bundesvorstand 
Sitzung, Bonn 

14.2. LV Schleswig-Holstein .», 
Regionalkonferenz mit Heiner Ge'P 
ler, Kiel 

16. 2. Senioren Union NRW 
Vorstand, Düsseldorf 

17.2. BV Ruhrgebiet 
„Europa und das Ruhrgebiet", B° 
trop 
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Riesenluftballons 
-Mzt im IS-Versandzentrum erhältlich 
P*e Ballons mit einem Umfang von 2,5 m sind durch ihre Größe 
ein direkter Blickfang bei jeder Veranstaltung. Die Ballons werben 
^rt dem schon von den kleinen Ballons bekannten Europa-Druck. 
^indestabnahme: 10 Stück, Preis je Mindestabnahme: 119,— DM, 
Bestell-Nr.:9113 

Argumente 
für Europa 

ür Ihre Argumentation im Europa- 
Wahlkampf stehen noch die folgenden 
Quellen UiD-Dokumentationen zur 
Verfügung: 

. »»In Europa sind wir Vorreiter 
"*i Umweltschutz" 

j^ndestabnahme: 50 Exemplare 
^reis pro Mindestabnahme: 10,— DM 
«estell-Nr.: 5135 

J »Mit Forschung 
0le Zukunft gewinnen" 
j^ndestabnahme: 50 Exemplare 

reis pro Mindestabnahme: 10,- DM 
Bestell-Nr.: 5129 

^»»Europäischer Binnenmarkt 1992 
~^ Herausforderung und Chance" 
J^ndestabnahme: 50 Exemplare 
D
reispro Mindestabnahme: 10,— DM 

Bestell-Nr.: 5123 
Al,e Preise zuzüglich MwSt. 

^Stellungen richten Sie bitte an das 
J^Versandzentrum, 
^stfach 1328, 
4804 Versmold 

Wieder im Angebot 
Der Lederfußball. Jetzt mit Europa- 
Druck. Die handgenähten Bälle aus 
Barex-Spezialleder sind zugelassen nach 
der FIFA-Wettkampfnorm und haben die 
Qualifikation „hartplatzfest". 
Mindestabnahme: 1 Ball 
Preis je Mindestabnahme: 44,— DM 
Bestell-Nr.: 9111 
Alle Preise inkl. Versand zuzügl. MwSt. 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Große Verteilaktion 
Gerade nach der Wahl 
in Berlin kommt einer breiten 
Verteilung aktueller 
CDU-Argumente besondere 
Bedeutung zu. 
Das neue aktuelle CDU 
extra als Teil unserer Infor- 
mationskampagne zur Halb- 
zeitbilanz wird deshalb auch 
ausführlich auf die durch die 
Berliner Wahl in den Vorder- 
grund gerückten Themen wie 
zum Beispiel Ausländer, 
Wohnungsbau und Gesund- 
heitsreform eingehen. 
Das neue CDU extra wird für 
die Verteilung rechtzeitig ab 
11. Februar 
zur Verfügung 
stehen. 

Taschenlexikon 

gut im Rc Rennen'. 

QDDDG. 

Die Krankenversicherung bleibt bezahlbar 

Die Vorsorge wird 
verstärkt 

Die Pflege wird 
anerkannt 

CDU 
f 

Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 15,— D^ 
Bestell-Nr.: 5126 
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UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst 
Christlich    Demokratischen    Union    Deutschen 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König, RedaK"^ 
Ernst-Jörg    Neuper,    Konrad-Adenauer-Haus,   s ^ 
Bonn, Telefon (02 28) 54 41, Verlag: Union Betn« 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 5300 Bonn, '*8j 
fon    (02 28)    23 40 91.    Vertrieb:    Telefon    (°£-r. 
544-421. Verlagsleitung: Dr. Uwe Lüthje. Ban^LZ 
bindung: Sparkasse Bonn, Konto Nr. 7 504 1521   ^ 
380 500 00),    Postgirokonto    Köln    Nr.    2214 3V- 
(BLZ 370 100 50).  Abonnementspreis jährlich * 'te 
DM. Einzelpreis 1,20 DM. Herstellung: WA, Verein'« 
Verlagsanstalten GmbH, Düsseldorf. 


